
BUNDESGERICHTSHOF
BESCHLUSS

XII ZB 155/93
vom

8. Dezember 1993 
in der Familiensache

Harald itraße 19, W|

Kläger und Beschwerdeführer,

Prozeßbevollmächtigte: Recht sanwälteDr^J^^IMik und
Kollegen, G ^ B B s^raße 17, 
Fi

gegen

Angelika B Kl Istraße 8, Ft

Beklagte und Beschwerdegegnerin,

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte und Kollegen,
S^flHfestraße 30 - 40, F(
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 8. Dezem­
ber 1993 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Blumenrohr und 
die Richter Dr. Krohn, Dr. Zysk, Dr. Hahne und Gerber

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß des 
5. Senats für Familiensachen des Oberlandesge­
richts Frankfurt am Main vom 20. September 1993 
wird auf Kosten des Klägers zurückgewiesen.

Beschwerdewert: 40.000 DM.

Gründe:

I.

Das Amtsgericht - Familiengericht - hat durch Teilur­
teil vom 30. März 1993 die mit Klage und Widerklage zum 
Zwecke der Durchführung des Zugewinnausgleichs erhobenen 
beiderseitigen Auskunftsanträge der - rechtskräftig ge­
schiedenen - Parteien abgewiesen. Das Urteil ist dem Kläger 
am 4. Mai 1993 zugestellt worden. Am 4. Juni 1993 hat er 
hiergegen durch seinen zweitinstanzlichen Prozeßbevollmäch­
tigten, Rechtsanwalt Dr. P ^ ^ ^ ,  Berufung eingelegt. Mit 
Schriftsatz vom 19. Juli 1993, der an diesem Tag bei dem 
Oberlandesgericht einging, hat er die Berufung begründet 
und zugleich Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen 
die Versäumung der Berufungsbegründungsfrist beantragt. Zur
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Begründung des Gesuchs hat er vorgetragen: Der Ablauf der 
Berufungsbegründungsfrist am 5. Juli 1993 (Montag) sei 
- mit zwei Vorfristen - im Fristenkalender seines Beru­
fungsanwalts eingetragen worden. Eine Rückfrage bei dem 
erstinstanzlichen Bevollmächtigten am 2. Juli 1993 habe die 
Notwendigkeit ergeben, eine Verlängerung der Berufungsbe­
gründungsfrist zu beantragen. Daher habe Rechtsanwalt 
Dr. am 2. Juli 1993 einen Antrag auf Fristverlänge­
rung diktiert und diesen, nachdem er geschrieben worden 
sei, auch unterzeichnet. Der Schriftsatz sei von der An­
waltssekretärin Frau noch am 2. Juli 1993 in die
Gerichtspostmappe gelegt worden, um am Montag bei Gericht 
eingereicht zu werden. Am Montag, dem 5. Juli 1993, sei, da 
an diesem Tag keine Termine stattgefunden hätten, weder 
Rechtsanwalt Dr. noch sein Sozius, Rechtsanwalt
Dr. zu Gericht gefahren. Am späten Nachmittag des
5. Juli 1993 habe Rechtsanwalt Dr. Mflmfc - wie dies täg­
lich durch ihn oder Rechtsanwalt Dr. geschehe - an­
hand des Fristenkalenders die an diesem Tag ablaufenden 
Fristen kontrolliert. Wegen des für den 5. Juli 1993 no­
tierten Ablaufs der Berufungsbegründungsfrist in der vor­
liegenden Sache habe er die Angestellte Frau HBflHi aus­
drücklich gefragt, ob die Berufungsbegründung gefertigt 
oder Fristverlängerung beantragt sei. Frau habe er­
klärt, letzteres sei geschehen, und der Schriftsatz vom 
2. Juli 1993 sei bereits bei Gericht. Nach dieser Erklärung 
habe Rechtsanwalt Dr. keinen Anlaß zu weiteren Kon-
trollmaßnahmen gesehen. Auf diese Weise sei der Schriftsatz 
vom 2. Juli 1993, der sich noch in der Gerichtspostmappe 
befunden habe, am 5. Juli 1993 nicht mehr zum Oberlandesge­
richt gebracht worden. Als Rechtsanwalt Dr. PflHIB üann am

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Vormittag des 6. Juli 1993 zum Gericht gefahren sei und bei 
der Gelegenheit auch diesen Schriftsatz habe abgeben wol­
len, habe sich herausgestellt, daß die Berufungsbegrün­
dungsfrist bereits am 5. Juli 1993 abgelaufen gewesen sei.

An der Versäumung der Frist treffe seinen Prozeßbevoll­
mächtigten unter den gegebenen Umständen kein Verschulden. 
Denn Rechtsanwalt Dr. habe auf die Richtigkeit der
von Frau einer mit der Bedeutung der Fristen ver­
trauten, zuverlässigen und erfahrenen Angestellten, abgege­
benen Erklärung vertrauen können.

Durch Beschluß vom 20. September 1993 hat das Oberlan­
desgericht die beantragte Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Berufungsbegründungsfrist 
versagt und die Berufung als unzulässig verworfen, weil das 
in der Praxis des Prozeßbevollmächtigten des Klägers geübte 
System der Postablieferung bei Gericht keine ausreichende 
Gewähr für die Fristwahrung biete, sondern versagen könne, 
wenn an einem Tag keiner der Rechtsanwälte bei Gericht zu 
tun habe.

Gegen diese ihm zu Händen seines Prozeßbevollmächtigten 
am 6. Oktober 1993 zugestellte Entscheidung wendet sich der 
Kläger mit der am 20. Oktober 1993 bei dem Oberlandesge­
richt eingereichten sofortigen Beschwerde.
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II.

Das Rechtsmittel hat keinen Erfolg.

1. Der Kläger hat die Berufungsbegründungsfrist (§ 519 
Abs. 2 Satz 2 ZPO) nicht eingehalten. Diese endete am 
5. Juli 1993. Durch die erst am 19. Juli 1993 eingelegte 
Begründung wurde sie nicht gewahrt.

2. Das Oberlandesgericht hat im Ergebnis zu Recht die 
Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der Frist verweigert. 
Denn nach dem Vortrag des Klägers ist nicht auszuschließen, 
daß die Fristversäumung entweder auf einem Organisations­
verschulden seines Prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt 
Dr. oder auf einem Einzelverschulden des Sozius von
Dr. Rechtsanwalt Dr. beruht. Beides muß
sich der Kläger zurechnen lassen, §§ 233, 85 Abs. 2 ZPO 
(vgl. Senatsbeschluß vom 7. Mai 1991 - XII ZB 18/91 = BGH 
ZPO § 85 Abs. 2 Bevollmächtigter 3).

a) Zu der Fristversäumung ist es nach dem Vortrag des 
Klägers gekommen, weil Rechtsanwalt Dr. nachdem er
bei der Kontrolle der ablaufenden Fristen anhand des Fri­
stenkalenders am Spätnachmittag des 5. Juli 1993 den Ablauf 
der notierten Berufungsbegründungsfrist in der vorliegenden 
Sache bemerkt hatte, auf ausdrückliche Nachfrage von der 
Sekretärin Frau erfahren habe, in dieser Sache sei
Fristverlängerung beantragt worden, der Schriftsatz mit dem 
Verlängerungsantrag vom 2. Juli 1993 sei bereits bei Ge­
richt. Bei diesem Ablauf war entweder die notwendige Aus­
gangskontrolle in der Kanzlei des Prozeßbevollmächtigten
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nicht ausreichend organisatorisch gesichert, oder Rechtsan­
walt Dr. hat eine zur Fristwahrung gebotene Einzel­
fallüberprüfung unterlassen.

b) Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs gehört es zu den dem Prozeßbevollmächtigten ob­
liegenden Aufgaben, dafür Sorge zu tragen, daß ein fristge­
bundener Schriftsatz nicht nur rechtzeitig hergestellt 
wird, sondern auch innerhalb der Frist bei dem zuständigen 
Gericht eingeht. Zu diesem Zweck muß der Prozeßbevollmäch­
tigte (neben der Sicherstellung der rechtzeitigen Bearbei­
tung) eine Ausgangskontrolle schaffen, durch die zuverläs­
sig gewährleistet wird, daß fristwahrende Schriftsätze auch 
tatsächlich rechtzeitig hinausgehen. Der Rechtsanwalt muß 
demgemäß sicherstellen, daß die im Fristenkalender vermerk­
ten Fristen erst gestrichen werden - oder ihre Erledigung 
sonst kenntlich gemacht wird -, wenn die fristwahrende Maß­
nahme durchgeführt, der Schriftsatz also gefertigt und ab­
gesandt oder zumindest postfertig gemacht worden ist. 
Schließlich gehört zu einer wirksamen Ausgangskontrolle die 
Anordnung einer abendlichen Erledigungskontrolle anhand des 
Fristenkalenders (vgl. Senatsbeschluß vom 17. Oktober 1990 
- XII ZB 84/90 = BGHR ZPO § 233 Ausgangskontrolle 1 
m.w.N.).

aa) Wenn in der Kanzlei des Prozeßbevollmächtigten des 
Klägers eine - ordnungsgemäß funktionierende - Ausgangskon­
trolle besteht, die den dargelegten Anforderungen ent­
spricht, dann konnte die Angabe der Angestellten Frau

nicht zutreffen, daß ein Schriftsatz mit einem Frist­
verlängerungsantrag bereits bei Gericht sei, obwohl der Ab-
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lauf der Berufungsbegründungsfrist im Fristenkalender noch 
offen und die Frist nicht gestrichen oder ihre Erledigung 
sonst kenntlich gemacht war (andernfalls hätte Rechtsanwalt

wenden lassen dürfen, sondern er hätte bei Wahrung der ge­
botenen anwaltlichen Sorgfalt nachfragen müssen, weshalb 
dann trotz der "Erledigung" die Frist im Kalender gleich­
wohl nicht gestrichen war, und er hätte klären müssen, von 
wem der Schriftsatz am 5. Juli 1993 zum Gericht gebracht 
worden sei. Falls er entsprechend dem mit der sofortigen 
Beschwerde nachgeholten Vortrag davon ausging, daß der 
Schriftsatz bereits am Freitag, dem 2. Juli 1993, entweder 
über die normale Post oder durch Einwurf im Briefkasten bei 
dem Oberlandesgericht eingereicht worden sein konnte, hätte 
es ebenso der Klärung bedurft, weshalb gleichwohl die 
Frist im Kalender - drei Tage später - noch offen war. Es 
ist nicht auszuschließen, daß der Schriftsatz mit dem Ver­
längerungsantrag in der Mappe für die Gerichtspost aufge­
funden - und sodann noch rechtzeitig an diesem Tag zum 
Oberlandesgericht gebracht - worden wäre, wenn Rechtsanwalt 
Dr. M ^ m ^  auf die bestehende Unstimmigkeit hingewiesen 
und die Angestellte Frau H f | ^  dies zum Anlaß genommen 
hätte, den Vorgang nochmals zu überprüfen.

bb) Wenn andererseits Rechtsanwalt Dr. M ^ ^ H P  - trotz 
der noch offenen Frist im Kalender - keinen Anlaß sah, an 
der Richtigkeit der Erklärung von Frau zu zweifeln,
weil die Fristen in dem Kalender nicht zu dem von der 
Rechtsprechung geforderten Zeitpunkt gestrichen werden.

Dr. M von vornherein keine Veranlassung gehabt, diese
Frist noch anzusprechen) . Rechtsanwalt Dr. hätte es
in diesem Fall nicht bei der Erklärung von Frau be-H<
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sondern u.U. erst später, etwa nach Rückgabe einer Ein­
gangsquittung vom Gericht, dann liegt ein anwaltliches Or­
ganisationsverschulden vor, welches ebenfalls eine Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung der 
Berufungsbegründungsfrist ausschließt. Denn in diesem Fall 
fehlt es in der Kanzlei des Prozeßbevollmächtigten des Klä­
gers an der dargelegten Ausgangskontrolle, durch welche 
Versäumnisse der hier aufgetretenen Art rechtzeitig aufge­
deckt werden können.

Darüber hinaus muß zur Sicherung der Fristwahrung auch 
dafür Vorsorge getroffen werden, daß die für das Gericht 
bestimmte, in der Gerichtspostmappe bereitliegende Post 
tatsächlich (spätestens) abends zum Gericht gelangt. Auch 
insoweit ist ein Organisationsverschulden des Prozeßbevoll­
mächtigten des Klägers nicht ausgeräumt. Denn es ist nicht 
dargelegt, wie es dazu kommen konnte, daß der Schriftsatz 
vom 2. Juli 1993, den die Angestellte Frau Hofmann nach dem 
Vortrag des Klägers schon am 2. Juli 1993 in die Gerichts­
postmappe gelegt hatte, weder am Abend jenes Tages noch am 
5. Juli 1993-bei einer - allgemeinen - Kontrolle dieser 
Postmappe aufgefunden wurde.

Ohne die hiernach nicht auszuschließenden Organisa­
tionsmängel wäre der Schriftsatz möglicherweise noch recht­
zeitig zum Oberlandesgericht gelangt. Da mit ihm eine erst­
malige Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist beantragt 
werden sollte, konnte der Prozeßbevollmächtigte des Klägers 
erwarten, daß dem Antrag stattgegeben werden würde (vgl. 
Senatsbeschluß vom 5. Juli 1989 - IVb ZB 53/89 = BGHZ ZPO 
§ 233 Fristverlängerung 3). Das hätte zur Folge gehabt, daß



die Berufungsbegründungsfrist letztlich hätte gewahrt wer­
den können.

Blumenrohr
Hahne

Krohn
Gerber

Zysk
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